
§ 7  
Sonderformen der Arbeit  
  
(1) Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen 

Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen Mitarbeiter 
durchschnittlich längstens nach Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen 
werden. Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei 
Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird. Nachtschichten sind 
Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.  

  
(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel des 

Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von 
längstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 13 
Stunden geleistet wird.  
 

(3) Bereitschaftsdienst leistet ein Mitarbeiter, der sich auf Anordnung des Dienstgebers 
außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Dienstgeber bestimmten Stelle aufhält, 
um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen.  

  
(4) Rufbereitschaft leistet ein Mitarbeiter, der sich auf Anordnung des Dienstgebers außerhalb 

der regelmäßigen Arbeitszeit an einer dem Dienstgeber anzuzeigenden Stelle aufhält, um auf 
Abruf die Arbeit aufzunehmen. Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass ein 
Mitarbeiter vom Dienstgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren technischen 
Hilfsmittel ausgestattet ist.  

  
(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.  
  
(6) (Vom 1. Januar 2022 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 bleibt dieser Absatz 

unangewendet.) 
Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die ein Teilzeitmitarbeiter über die vereinbarte 
regelmäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines 
Vollzeitmitarbeiters (§ 6 Absatz 1 Satz 1 oder 2) leistet.  

  
(7) (Vom 1. Januar 2022 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 bleibt dieser Absatz 

unangewendet.) 
Überstunden sind die auf Anordnung des Dienstgebers geleisteten Arbeitsstunden, die über 
die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollzeitmitarbeiters (§ 6 Absatz 1 Satz 1 
oder 2) für die Woche dienstplanmäßig beziehungsweise betriebsüblich festgesetzten 
Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der übernächsten Kalenderwoche 
ausgeglichen werden. Im begründeten Einzelfall kann die Frist für den Ausgleich im 
Einvernehmen mit dem Mitarbeiter verlängert werden.  

  
(7a)  (Dieser Absatz wird angewendet vom 1. Januar 2022 bis zum Ablauf des 31. Dezember 

2024.) 
Überstunden sind die durch betriebliche bzw. dienstliche Belange erforderlichen und auf 
Anordnung oder in Kenntnis und mit Duldung des Dienstgebers geleisteten Arbeitsstunden, 
die über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollzeitmitarbeiters (§ 6 Absatz 
1 Satz 1 oder 2) für die Woche dienstplanmäßig beziehungsweise betriebsüblich 
festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und die nicht im Rahmen eines Zeitraums von drei 
Monaten nach Anfall ausgeglichen werden. 
 



Bei Teilzeitbeschäftigten tritt an Stelle von § 6 Absatz 1 Satz 1 oder 2 die individuell 
vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit. 
 
Durch Dienstvereinbarung kann ein anderer Ausgleichszeitraum vereinbart werden. 

  
(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Überstunden, die  

  
a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 6 Absatz 6 über 48 Stunden 

oder über die vereinbarte Obergrenze hinaus,  
  
b) im Falle der Einführung einer täglichen Rahmenzeit nach § 6 Absatz 7 außerhalb der 

Rahmenzeit,  
  

c) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit über die im Schichtplan festgelegten 
täglichen Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan vorgesehenen 
Arbeitsstunden, die bezogen auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im 
Schichtplanturnus nicht ausgeglichen werden,  

  
angeordnet worden sind.  

  
(9) Dienstreisen sind Reisen zur Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb der Dienststätte. 

Die Dauer der Dienstreise bestimmt sich nach der Abreise und Ankunft an der Wohnung, es 
sei denn, die Dienstreise beginnt oder endet an der Dienststätte. Bei Dienstreisen gilt nur die 
Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort als Arbeitszeit. Die 
notwendige Reisezeit wird daneben grundsätzlich in vollem Umfang als Arbeitszeit 
bewertet, wobei für die Zeit der tatsächlichen dienstlichen Inanspruchnahme und für die 
notwendige Reisezeit insgesamt höchstens zehn Stunden als tägliche Arbeitszeit angerechnet 
werden. Es wird jedoch für jeden vollen Tag, an dem der Mitarbeiter sich außerhalb des  
Beschäftigungsortes aufhalten muss, mindestens die dienstplanmäßige beziehungsweise 
betriebsübliche Arbeitszeit berücksichtigt.  

 
(10)  Dienstvereinbarungen und einzelvertragliche Regelungen über Telearbeit, das Arbeiten des 

Mitarbeiters im häuslichen Büro sowie das mobile/dezentrale Arbeiten sind zulässig. 
 


